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J ustizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

LANDESSOZIALGERICHT 

RHEINLAND-PFALZ 

IM NAMEN DES VOL 

URTEIL 

1 n dem Rechtsstreit 

,4 Mdt. Z. K. 
V . � "1 Rücksprache V1edervorlage II' 

DGB Rechtsschutz GmbH

S Büro Mainz

- 9. JUNI 2020

Erledigt 

- Kläger und Berufungskläger -

Prozessbevollmächtigte/r: Rechtssekretäre Hartig u.a. bei der DGB 
Rechtsschutz GmbH, Büro Mainz, II. Instanz, 
Kaiserstraße 26-30, 55116 Mainz 

gegen 

- Beklagte und Berufungsbeklagte -

hat der 5. Senat des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz in Mainz aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 27. Mai 2020 durch 

Richterin am Landessozialgericht    als Vorsitzende 
Richter am Landessozialgericht 
Richterin am Landessozialgericht 
ehrenamtliche Richterin 
ehrenamtlichen Richter 

für Recht erkannt: 
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1. Die Berufung des Klägers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts

Speyer vom 20.08.2019 wird zurückgewiesen.

2. Außergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstat-

ten.

3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand 

Der Kläger begehrt die. Erstattung von Aufwendungen für eine ambulante Pars­

plana-Vitrektomie. 

Der 1966 geborene Kläger ist bei der Beklagten gesetzlich krankenversichert. Im 

Jahr 2013 hatte eine Rechtsvorgängerin der Beklagten die Kosten einer ambulan­

ten Pars-plana-Vitrektomie links zur Behandlung einer epiretrinalen Gliose (H35.3 

Degeneration der Makula und des hinteren Poles) beim Kläger übernommen. Es 

handelte und handelt sich hierbei um eine _nicht im Einheitlichen Bewertungsmaß­

stab (EBM) verzeichnete Behandlungsmethode. 

Am 13.06.2017 beantragte der Kläger bei der Beklagten die Kostenüberna�mefür 

eine ambulante Pars-plana-Vitrektomie. Der Operationstermin sei am 21.06.2017. 

Er legte ein Schreiben des Augenzentrums im Medizeum, Prof. Dr. M. Saar­

brücken vom 13.06.2017 vor, wonach die Durchführung einer Pars-plana­

Vitrektomie mit Manipulation der Netzhaut zur Behandlung eines Makulaschichtfo­

ramens links indiziert sei (Operationen und Prozedurenschlüssel <OPS> 5-

158.22). Der Eingriff könne zwecks Kostenvermeidung einer stationären Behand­

lung (durchschnittlich fünf bis sechs Tage) auch ambulant vorgenommen werden, 

jedoch gebe es für den ambulanten Bereich keine Abrechnungsziffer. Es werde 

um Zusage einer Kostenübernahme in Höhe von 1.733,98 € gebeten. 

Die Beklagte informierte den Kläger am 19.06.2017 telefonisch, dass die Kosten 

der Vitrektomie ambulant nicht übernommen werden könnten, weil es keine Leis-
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tung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) sei. Geleistet werde eine Vit­

rektomie nur im Rahmen einer stationären Behandlung. Hierzu erließ die Beklagte 

am 19.06.2017 auch einen entsprechenden schriftlichen Bescheid. 

Am 22.06.2017 ließ sich der Kläger ambulant im Augenzentrum  Saarbrücken 

mit einer Pars-plana-Vitrektomie behandeln. Hierfür wurde ihm am 22.06.2017 

eine Rechnung über 1.733,98 € gestellt, die er beglich. 

Der Kläger legte am 28.06.2017 Widerspruch ein und machte geltend, da die Be­

klagte die Leistung 2013 befürwortet habe und diese fachlich wie wirtschaftlich 

einen klaren Vorteil bringe, sei eine Kostenübernahme die logische Schlussfolge­

rung. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 08.11.2017 wies die Beklagte den Widerspruch 

zurück. Eine Kostenübernahme sei nicht möglich, weil die ambulante Vitrektomie 

mit Manipulation der Netzhaut nicht zum Leistungsumfang der GKV gehöre. Es 

handele sich um eine Behandlungsmethode, die nicht im EBM nach § 87 Abs. 2 

Sozialgesetzbuch Fünftes Buch - Gesetzliche Krankenversicherung - (SGB V) 

verzeichnet sei und für die auch keine Empfehlung des Gemeinsamen Bundes­

ausschusses (G-BA) nach § 135 Abs. 1 Satz 1 SGB V vorliege. Eine notstands­

ähnliche Situation im Sinne von § 2 Abs. 1 a Satz 1 SGB V habe nicht vorgelegen. 

Außerdem stehe eine dem medizinischen Standard entsprechende Behandlung 

zur Verfügung, weil die Behandlung stationär zu Lasten der GKV vorgenommen 

werden könne. Sie sei an die Gesetze gebunden. Aus der früheren Kostenüber­

nahme könnten keine Ansprüche hergeleitet werden. Zudem stehe der Kosten­

übernahme entgegen, dass der Kläger die Operation habe durchführen lassen, 

ohne ihre Entscheidung abzuwarten. Der Eingriff sei auch nicht unaufschiebbar 

gewesen. 

Hiergegen hat der Kläger am 13.11.2017 Klage beim Sozialgericht (SG) Speyer 

erhoben, mit der er sein Begehren weiterverfolgt hat. Er hat über sein Wider-
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sorgen, dass das SG den Sachverhalt nicht richtig erfasst habe, wenn sich dem 

Gericht nicht erschließe, weshalb erneut am linken Auge eine Operation erfolgt 

sei. Er sei seit 2010 mehrfach von Prof. Dr. M. am linken Auge operiert wor­den. 

Der Kläger beantragt, 

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Speyer vom 20.08.2019 aufzu­

heben und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 19.06.2017 

in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08.11.2017 zu verurtei­

len, ihm die Kosten der ambulanten Pars-plana-Vitrektomie in Höhe von 

1.733,98 € zu erstatten. 

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Sie hält den Gerichtsbescheid des SG für zutreffend. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt 

der Gerichtsakte sowie der Verwaltungsakte der Beklagten, auch zum Antrag aus 

dem Jahr 2013, Bezug genommen; dieser ist Gegenstand der mündlichen Ver­

handlung gewesen. 

Entscheidungsgründe 

Die nach§§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulässige Berufung ist un­

begründet. 
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Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen 
Rechtsanwalt zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der beizuordnende Rechtsan­
walt vom Bundessozialgericht ausgewählt. 

III. Ergänzende Hinweise

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteilig­
ten beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weitere Abschriften. 
Dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs. 

gez. gez. gez. 




